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Haushaltsrede 2008 

 

 

Fast euphorisch war die Stimmung in Verwaltung und 

Gemeinderat angesichts der Plandaten im vorgelegten 

Etatentwurf 2008. Verspricht doch der Umstand, dass man 

sich nicht wie üblich neu verschulden, sondern netto rund  

3 Mio Euro tilgen will, eine Kehrtwende in der 

Kommunalpolitik. 

 

Aber hält diese Bewertung einer näheren Überprüfung stand ? 

 

Schon zwei weitere Parameter des Etats holen uns auf den 

Boden der Tatsachen zurück: Um rund 5 Mio Euro wird die 

allgemeine Rücklage geschrumpft, die ja in konjunkturell 

guten Zeiten eher wachsen sollte und beim 

Grundstücksverkehr ergibt sich ein Saldo von 2 Mio Euro 

Einnahmen aus Verkauf von Vermögen.  

 

Fazit: Ohne Antasten der Substanz ergäbe sich auch dieses 

Jahr eine Netto-Neuverschuldung von rund 4 Mio Euro. 

 

Dass nach der mittelfristigen Finanzplanung die 

Verschuldung bis 2011 noch um 14 Mio Euro auf 72 Mio 

Euro steigen soll,  muss alarmieren. Ist doch eher zu erwarten, 

dass spätestens dann wieder eine konjunkturelle Talfahrt 

beginnt.  

 

Wie aber wollen wir Schulden abbauen, wenn sie auch in 

guten Zeiten noch steigen?  

 



Wir sind vor kurzem mit dem Vorstoß gescheitert, die 

Verschuldungs-obergrenze zu senken. Deshalb steht dieser 

Antrag wieder auf der Tagesordnung, sobald das 

Haushaltsergebnis 2007 vorliegt. 

 

Außerdem wollen wir mögliche weitere Mehreinnahmen aus 

08 ausschließlich zur Schuldenreduzierung und für rentable 

Energiesparmaßnahmen einsetzen. 

Was aber ist eigentlich die Ursache dafür, dass der Etat 2008 

mitten im Konjunkturhoch unretuschiert unter dem Strich 

doch noch ein negatives Wirtschaften ausweist ? 

 

 

Ein wesentlicher Grund liegt in den wachsenden 

Aufwendungen für Betreuung, Bildung und Familien. Hier 

stehen wir aber zu jedem ausgegebenen Euro.  Denn keine 

Investition ist so rentabel wie diese. 

 

Eine Bildungsoffensive mit dem Ziel, die junge Generation in 

ihrer ganzen Breite mitzunehmen, ist nicht nur menschlich 

geboten, sondern bittere ökonomische Notwendigkeit.  

 

Drastisch zurück gehende Bevölkerungszahlen und eine 

massive Veralterung der Gesellschaft mit dem Ergebnis, dass 

immer weniger junge Menschen die finanziellen Lasten für 

immer mehr ältere werden tragen müssen, zwingen uns, in 

Sachen Bildung und Ausbildung keinen jungen Menschen 

verloren zu geben.  

 

 

 

 

 



17% junger Migranten ohne Schulabschluß werden wir uns 

ebensowenig leisten können wie eine Übergangsquote zum 

Gymnasium in der stärksten Migrantengruppe von noch nicht 

einmal 3%.  

 

Integration muss oberstes Ziel sein, wobei selbstverständlich 

auch die ausländischen Mitbürger ihren Beitrag leisten und 

offen auf unsere Gesellschaft zugehen müssen.  

 

 

Bei der Bildung gehören alle bisherigen Inhalte und 

Qualitätsstandards auf den Prüfstand. Der status quo ist unter 

dem Strich ungenügend.  

Die leider mit Zähnen und Klauen verteidigte deutsche 

Krankheit, nämlich das dreigliedrige Schulsystem mit 

Selektion schon nach der vierten Klasse, heute teilweise mit 9 

Jahren, gehört endlich auf den Müll überkommener 

Bildungsideologien. 

 

Solange dies nicht geschieht, betreiben wir in 

Schulentwicklungsplänen in großem Umfang nur 

Reparaturarbeiten. 

 

Mit G8, für das wir im Etat auch enorm viel Geld ausgeben, 

wird unseren Kindern in den Gymnasien jede Freizeit 

genommen, weil man es versäumt hat, die Lehrpläne in 

diesem Zusammenhang kräftig zu entrümpeln. 

 

 

 

 

 

 

 



Der Ausbau der Kinderbetreuung ist auf den Weg gebracht. 

Hier sind aber in der ganzen Breite, von den Krippenplätzen 

bis zu Ferien- und Hortbetreuung, noch erhebliche Lücken zu 

schließen.  

 

Für Berufstätige kommt dabei neben verläßlicher 

Ganztagesbetreuung auch  flexiblen  Angeboten hoher 

Stellenwert zu. Man darf nicht gezwungen sein, ein Kind in 

eine Krippe oder ein Tagheim zu geben, nur weil ab und zu 

Betreuungsbedarf besteht.  

 

Die Wirtschaft fordert von den Menschen viel Beweglichkeit. 

Darauf müssen wir – aber übrigens auch wieder die 

Unternehmen - bei der Betreuung reagieren. Nur so werden 

wir - allerdings erst sehr langfristig - unsere demographischen 

Probleme wieder in den Griff bekommen 

 

Vereinbarkeit von Arbeit und Beruf darf kein Schlagwort 

bleiben. 

Deshalb unterstützen wir die Idee eines Kinderhauses. 

Kinderhaus ist für uns aber viel mehr als nur eine große 

Kinderkrippe. Diese Idee gilt es im wahrsten Sinne des Wortes 

mit Leben zu erfüllen.  

 

Wir beantragen, umgehend den Arbeitskreis Familie des 

Gemeinderats zu reaktivieren, um fundierte konzeptionelle 

Vorarbeit zu leisten.  

Lassen Sie uns dazu alle Träger und Institutionen, die jetzt 

bereits gute Arbeit leisten, hinzuziehen und uns davon 

profitieren.   

 

 

 

 



Parallel dazu muss endlich auch der Gemeinderat 

eingeschaltet werden, um die Weichen zu stellen.  

Es erreichen uns mittlerweile schon sehr konkrete Anfragen 

und Vorschläge von Trägern und überall wird über das 

Kinderhaus diskutiert, nur nicht im dafür zuständigen 

Gemeinderat. 

                                                      

Alles in allem wird uns Bildung und Betreuung, wenn wir 

„einen guten Job machen“, zukünftig noch mehr kosten.  

Es wir aber auch darüber entscheiden, ob wir die Fachkräfte in 

die Region holen bzw. dort ausbilden können, die unsere 

Wirtschaft bei einem sich insoweit umkehrenden Arbeitsmarkt 

dringend braucht.  

 

 

Eine zweite Ursache, warum sich der Haushalt und vor allem 

die mittelfristige Finanzplanung bei näherem Hinsehen alles 

andere als  rosig darstellen, liegt darin, daß wir die 

Konsequenzen der Herkulesaufgabe  Bildung, Integration und 

Betreuung nicht sehen oder sehen wollen.   

Wir betreiben im übrigen  Etat „business as usual“  

 

Wir investieren weiter wie bisher in neue Straßen und Bauten 

und produzieren damit auch noch zusätzliche Folgekosten . So 

bauen wir immer neue Straßenkilometer, Gas- Wasser- und 

Stromleitungen und Strassenbeleuchtung, um Neubaugebiete 

zu erschließen. Wir investieren in eine Infrastruktur, die in 20 

bis 30 Jahren niemand mehr brauchen wird.  

 

 

Stadtnahe leicht zu erschließende Gebiete wie z.B. das 

Königer-Gelände vernachlässigen wir, wollen sie vielleicht 

sogar der vorgesehenen Wohnbaunutzung entziehen und statt 

dessen in die Fläche gehen, wie bei Galgenberg/Schlatäcker.  



 

Bei der alten Schmiede bauen wir für viel Geld eine 

Querspange mit Brücke über den Kocher zur K 3311, die 

niemand wirklich braucht. Die parallele Stiewingstraße  ist 

gerade mal 300 Meter entfernt. Wieviel Geld Brücken in der 

Unterhaltung kosten, zeigt ein Blick in den Haushalt. 

 

 

Noch toller das Beispiel Ausbau der Sutorstraße in 

Unterkochen. Rund 660.000 Euro Kosten sind veranschlagt 

für ein paar Lkw am Tag. Die Andienung ist auch ohne 

Sutorstraße möglich.  

 

Und ob kurz darauf die Bahnunterführung beim Knöckling, 

wie jetzt angedacht, um so viel tiefer gelegt wird, daß Lkw 

ebenfalls durchpassen, interessiert niemanden mehr.  

Der Investor finanziert ja vor. Zahlen muss die Zeche letztlich 

aber trotzdem die Stadt. 

 

 

Kein Zweifel, die „Erlebniswelt Eisen“ wird sicher etwas 

Schönes. Aber brauchen wir neben dem Schwerpunktmuseum 

des Weltkulturerbes Limes und einem Urweltmuseum 

wirklich noch mehr? Sollten wir nicht statt dessen 

Schwerpunkte setzen?  

 

Erinnern wir uns: Das Museumskonzept sollte einmal zur  

Konzentration der Standorte und Kostenreduzierung führen. 

Heraus gekommen ist das genaue Gegenteil. 

Wir werden enorme Mittel investieren müssen, die Verlegung 

der Straße und andere periphere Maßnahmen, noch gar nicht 

mit gerechnet. Wieviel uns dies an  

zusätzlichen Folgekosten bringen wird? Fehlanzeige. Das 

wissen wir noch nicht.  



Schließlich die Eishalle. Sie soll aus den Haushaltsresten 2007 

finanziert werden, damit Haushalt und mittelfristige 

Finanzplanung überhaupt genehmigungsfähig sind. Dies 

erfahren wir nebenbei, als wir uns über den fehlenden Ansatz 

in Haushalt und Mifrifi wundern.  

 

Da müssen wir uns bei Ihnen, Herr Oberbürgermeister, 

entschuldigen, dass wir das nicht vorher auf dem kleinen 

Dienstweg abgefragt haben. Es war nun auch wirklich nicht zu 

erwarten, daß uns die Verwaltung in  zweitägigen 

Haushaltsplanberatungen von sich aus mitteilt, wo die paar 

Milliönchen für die Eishalle herkommen sollen. Das hätten 

wir natürlich wissen müssen. 

 

Damit wir nicht falsch verstanden werden, wir möchten die 

Sanierung der Eishalle auch, aber bitte die kostengünstigste 

Lösung. Andere schwelgen schon wieder in Beträgen über 5 

Millionen, frei nach dem Motto „Können Schulden Sünde sein 

?“, wenn das Projekt nur repräsentativ genug wird, zur Not 

garniert mit einem Bürgerentscheid, den niemand wirklich 

will. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Eine solche Haushaltspolitik  muss zwangsläufig ins Auge 

gehen. Zu glauben, man könne das eine tun und das andere 

nicht lassen, ist eine Illusion.  

Wenn wir für viele Jahre bei Bildung und Betreuung in die 

Vollen gehen, müssen wir im übrigen die Standards drastisch 

zurück fahren. Uns bei allem, was mit Bauen zu tun hat, auf 

das unbedingt Nötigste und auf Erhaltung und Sanierung 

konzentrieren. Und vor allem, diese Botschaft den Menschen 

vermitteln.  

 

Das ist schwierig, sind es doch gerade die Bauwerke, die man 

dem Bürger gegenüber so schön augenfällig als Erfolg der 

eigenen Kommunalpolitik verkaufen kann. Wir denken aber, 

dass die Bürger die Notwendigkeiten im Grunde genommen 

kennen und eine ehrliche Politik honorieren würden. 

 

 

 

Der Etat 2008 enthält auf unseren Antrag zwei Maßnahmen, 

die uns besonders wichtig sind und die uns letztlich 

veranlassen, dem Haushalt trotz Bedenken zuzustimmen. 

 

Zum einen die 100.000.- Euro, mit denen ein 

Klimaschutzkonzept auf den Weg gebracht werden soll. Ziel 

ist die deutliche Reduzierung des CO2-Ausstosses in Aalen. 

Dazu  soll zunächst von einem darauf spezialisierten Institut 

eine präzise Bestandsaufnahme der lokalen Situation in den 

Bereichen Gewerbe und Industrie, private Haushalte, 

Öffentliche Bauten, Energieversorgung und Verkehr erfolgen. 

Sodann unter möglichst breiter Beteiligung ein 

Maßnahmenkatalog erarbeitet werden.  

 

                                                    

 



Das eingesetzte Geld wird sich rechnen.  

 

So geht z.B. die Stadt Augsburg in ihrem sehr gut 

ausgearbeiteten Konzept davon aus, das über wenige Jahre 

Investitionen von rund 400 Mio Euro ausgelöst werden mit 

dem entsprechenden Effekt für ortsansässige 

Gewerbebetriebe. Denn dieses Geld bleibt hier und wandert 

z.B. nicht in reiche Ölförderstaaten. 

 

 

Unter dem Strich ebenfalls auszahlen wird sich die Schaffung 

von zwei Sozialarbeiterstellen für Obdachlosenbetreuung 

und –prophylaxe sowie für aufsuchende Sozialarbeit, also 

streetwork mit auffälligen Jugendlichen. 

 

Hier lassen sich die Verpflichtung, Entwurzelten, 

suchtkranken Menschen oder milieugeschädigten Kindern und 

Jugendlichen Hilfe zu leisten, zusammenführen mit dem 

Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung.  

Wenn die Debatte um Jugendgewalt ein Positives hat, dann 

die von allen Fachleuten gestützte Erkenntnis, dass 

vorbeugende Maßnahmen der beste Opferschutz sind.  

Auch ökonomisch zahlt sich das aus: Ein Mensch, der auf 

eigenen Beinen steht statt ein Sozialfall zu sein, erhält nicht 

nur seine Würde zurück, über Jahre spart dies die Gesellschaft 

enorme Summen.  

 

Selbst wenn die jetzt eingefädelte Lösung mit zwei Stellen für 

Sozialarbeiter ein Kompromiss ist, ist sie doch ein großer 

Schritt nach vorne und schafft auch gute Startbedingungen für 

den neuen Sozialdezernenten.  

Die Zeit war reif. Dies hat der Kämmerer erkannt. Ihm 

gebührt der Dank dafür, daß trotz des Verwaltungsvakuums 

im Sozialbereich sich nun rasch etwas verbessern kann.  



Nun gilt es, unter Einbeziehung der in diesem Bereich tätigen 

Fachleute zügig ein fundiertes Konzept zu erstellen und die 

verschiedenen Aktivitäten zu vernetzen. 

 

 

Und wenn wir schon bei Ihnen sind, Herr Staiger. Wir 

begrüßen sehr den von Ihnen angekündigten Vorschlag für 

eine Neukonzeption der  Stadthallengaststätte, der 

naturgemäß auf Grund ihres Spagats zwischen Stadtwerken 

und Kämmerei im letzten Jahr zurück gestellt werden mußte. 

Hier brauchen wir einen großen Wurf. Ein erheblicher 

städtischer Abmangel passt nicht  zu einer Gastronomie mit 

Alleinbewirtschaftungsrecht der Halle und direkt beim 

Schwerpunktmuseum des Weltkulturerbes. 

 

 

Bei der Fußgängerzone würden wir gerne die 

Belagsausfugung und die Verbesserung des Zugangs der 

Stadtkirche vorziehen. Für gehbehinderte  

Menschen stellt diese ein Problem dar. Die übrigen – noch 

geheimnisumwitterten Vorhaben für 250.000.- Euro werden 

wir uns dagegen sehr genau anschauen. 

 

                                                    

Die Radwege kommen dieses Jahr etwas kurz, positiv ist aber 

die auf unseren Antrag beschlossene Fortschreibung des  

Radwegekonzepts als Grundlage für weitere Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

 

 



Zum Schluß möchten wir uns noch bei allen bedanken, die am 

Haushaltsentwurf mitgewirkt haben.  

 

Auch mit teilweise neuem Team und unter erschwerten 

Bedingungen für den Kämmerer selbst, haben wir von der 

Kämmerei die gewohnte Qualität erhalten. Der Entwurf 2008 

war noch übersichtlicher dargestellt und erläutert. 

 

Einen sehr guten Einstand haben Sie, Frau Heim-Wenzler, 

hingelegt. Behalten Sie Ihren offenen, prägnanten und 

sachlichen Stil bei, dann sehen wir bei den sicherlich auch 

kommenden inhaltlichen Auseinandersetzungen nicht 

schwarz. 

 

Die Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN wird dem 

Haushalt 2008 zustimmen. Die in der mittelfristigen 

Finanzplanung vorgesehene Ausweitung der Verschuldung bis 

zum Jahr 2011 tragen wir jedoch nicht mit. 

 

 

 

Fleischer 

 

(Es gilt das gesprochene Wort) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 


